 Herzlich willkommen zur Lage der Nationen.
 Wir kehren in dieser Folge nicht die politischen Ereignisse
 in Deutschland und der Welt zusammen, sondern wir haben uns zu einem Interview verabredet.
 Und zwar mit Saske Erskin und Norbert Walter Boyans,
 dem Du an der Spitze der sozialdemokratischen Partei Deutschlands.
 Und wir, das sind Ulf Boomeyer, Jurist aus Berlin und am anderen Ende dieses Tisches.
 Philipp Bands, herzlich willkommen.
 Vielen Dank fürs Einschalten.
 Ja, das Thema ist natürlich SPD und ein Jahr.
 Sind die beide jetzt ja an der Spitze darüber,
 wenn wir sicherlich auch ein bisschen reden.
 Aber schon auch so ein paar Politikfelder abgraßen,
 die wir auch in der Lage öfter behandelt haben.
 Bevor wir einsteigen in die Themen,
 erst mal ganz herzlich willkommen, Norbert Walter Boyans und Saske Erskin.
 Ja, wir freuen uns, die sich hier zu sein.
 Wobei wir eigentlich zu Gast sind,
 wir sitzen nämlich hier für die Höhre und Töre.
 Wir sitzen in der Parteizentrale der SPD.
 Das ist das für die Brandhaus an der Wilhelmstraße in Berlin.
 In sicheren Abstand.
 Selbstverständlich alles ganz Corona kompatibel.
 Ja, zum Einstieg in unser Gespräch.
 Dachten wir uns, versuchen wir mal so ein bisschen in den Puls zu fühlen.
 Saske Erskin.
 Ein Jahr, Eskabulation, ein Jahr, Du, Esken, Walter Boyans.
 Wie fühlt sich das an?
 Es fühlt sich gut an.
 Wir haben ein sehr, sehr eignesreiches Jahr hinter uns.
 Wie man so schön sagt, da ist echt viel gelaufen.
 Wir haben in den ersten Koalitionsausschusssitzungen einiges unterbringen können,
 was aus unserem Leitentrag, unserer Partei-Tag und auch mitgegeben hatte.
 Dann kam Türingen, dann kam Corona und die Notwendigkeit auch tatsächlich beim Klimawandel
 noch mal nachzusteuern.
 Bei der Zukunftsfähigkeit, dieses Landesnachzusteuern in Riesen,
 Kündung Tupacate wurde aufgelegt.
 All da war ziemlich viel Musik drin.
 Jetzt haben wir, z.B. Sachsen-Anhalt.
 Es ist immer wiederkommen auch überraschend Dinge daher,
 die man zu bearbeiten hat, wir arbeiten jetzt in einem Wahlprogramm.
 Es ist ganz schön viel los.
 Ja, Walter Boyans, Sie waren ja, wie sage ich es, also Sie beide,
 waren ja so ein bisschen Überraschungs-Sieger*innen,
 das Überraschungs-Sieger-Pärchen dieser innerparteilichen Abstimmung.
 Manche Leute haben das fast schon so rekonstruiert,
 dass die Basis sich gegen das Establishment durchgesetzt habe.
 Was ist denn so ihr Eindruck, wofür diese Menschen an der Basis sie eigentlich gewählt haben?
 Was sind so die zentralen zwei, drei Punkte,
 wo Sie denken, das möchten die Menschen in der SPD von Ihnen,
 dass Sie das durchsetzen?
 Ich glaube, das Wichtigste war, dass Sie wollten,
 dass die Kommunikation nicht nur von der Zentrale von Berlin aus in die Fläche geht,
 sondern dass die Fläche, also die Mitglieder, selbst auch wieder mehr gehört werden,
 bei dem was in Berlin gemacht wird.
 Also praktisch den Gegenstrom auch herzustellen.
 Ich kann mich noch selbst gut erinnern an die regionalkonferenzen zum Beispiel zu Agenda
 oder zu anderen Dingen, bei denen es oder zu großen Koalition,
 bei denen eigentlich vor Ort jemand erschien,
 der gewinnen wollte, dass man das mit Druck, was in Berlin schon gewollt war,
 schon eigentlich beschlossen war.
 Und jetzt musste nur die Zustimmung dafür erzeugt werden.
 Und gerade diese Debatte auch um die große Koalition hat mich damals beflügelt zu sagen,
 das ist alles gut und schön, ihr könnt gerne nach Köln kommen und erzählen,
 was wir tun sollen, aber wir hätten in Köln auch gern mal gesagt, was ihr in Berlin machen sollt.
 Und dieses Gefühl, dass sich die Mitglieder im ganzen Land dafür ausgesprochen haben
 und in uns zwei sehen, die das Stück verkörpern und auch wirklich tun,
 das trägt uns jetzt ein Jahr lang und macht auch Spaß.
 Wir hatten ja das GsG in der Lage live in Münster,
 zu Gast am 19. Oktober, glaube ich, war das letzten Jahres, das ist über ein Jahr her.
 Und damals war auch der inner parteilliche Wald,
 Kampf im Gang und wir haben auch so ein paar inhaltliche Fragen gestellt.
 Und natürlich ist die Partei, haben Sie damals auch gesagt,
 eine Partei der sozialen Demokratie steckt auch im Namen,
 heißt Ausgleich nur soziale Marktwirtschaft.
 Und wir haben Sie damals gefragt, ja, was heißt denn das eigentlich?
 Was machen Sie oder das wollen Sie machen,
 wenn Sie an die Partierspitze gewählt werden würden?
 Und das wollen wir uns mal kurz an.
 Die da oben, da muss einfach die müssen einfach einen stärkeren Beitrag leisten
 zur Finanzierung und so das Gemeinwesen,
 und zur Umverteilung, also zum Ausgleich, derer, die da am unteren Ende.
 Jetzt ist ein Jahr rum, die da oben geben, nicht viel mehr, hat warum nicht.
 Wir haben zumindest uns ganz heftig dagegen gewährt,
 dass der Solidaritätsbeitrag für alle abgeschafft wird,
 sondern wir haben ihn für die oberen 10 Prozent erhalten.
 Das heißt, er ist jetzt ein echter Solidaritätsbeitrag.
 Aber ansonsten ist natürlich klar,
 dass Umverteilungsideen in Bezug auf die Einkommensteuer,
 in Bezug auf die Vermögensteuer, auf die Abschaftsteuer.
 Und natürlich auch bei den Einkommen,
 sagen wir mal beispielsweise in der Deckelung bei der Absetzungsfähigkeit,
 dass sowas mit der Union nicht zu machen ist.
 Das war von vorne ein klar, ja.
 Also deswegen ist eine große Koalition auch nicht unsere Traumkonstellation,
 sondern eine, die wir erleiden und hinnehmen.
 Und das Beste ausmachen.
 Und ich finde, wir haben auch mehr daraus gemacht,
 als der Koalition vor Rageer gab, vor allem im letzten Jahr.
 Aber dass das alles jetzt mit der Union zu machen sei,
 das war nicht auszumahlen.
 Ganz klar ist aber, dass wir gemeinsam jetzt auch,
 wenn es um unser Wahlprogramm geht,
 genau die Punkte dort eingehen.
 Aber immerhin ist ja ein Sozialdemokratfinanzminister,
 nämlich Olaf Scholz.
 Und es ist ja nicht so, dass jede einzelne Maßnahmen
 immer gleich eine gesetzliche Fundierung braucht.
 Und dann kann ja auch innerhalb der Geltendengesetze eine ganze Menge tun.
 Welche Akzente haben Sie denn da gesetzt in den letzten Monaten?
 Wir haben ja schon bei diesem Parteitag im 6. Dezember 2019
 einen Leitantrag verabschiedet, den wir auf der Grundlage unseres Programms,
 das wir in den 23 Regionalkonferenzen vorgestellt haben,
 formuliert haben, den wir aber auch da schon,
 natürlich abgestimmt haben mit den Gremien der SPD
 und auch mit dem Fietzekanzler Olaf Scholz.
 Und das Schöne war zu erkennen, dass wir die Schwerpunkte,
 zum Beispiel jetzt aus meiner Sicht,
 Sie haben davon gesprochen, soziale Marktwirtschaft, die heißt ja,
 wir wollen die Kräfte des Marktes zur Geltung kommen lassen,
 aber es müssen Regeln herrschen
 und es müssen Grundlagen geschaffen werden,
 damit diese Marktwirtschaft eben auch zu einem Gemeinwohl orientierten Wohlstand führt
 und nicht nur für wenige.
 Und genau dieser Punkt Voraussetzungen zu schaffen,
 heißt der Staat muss investieren, in Bildung, in Infrastruktur,
 in Digitalisierung, in Klimaschutz.
 Und das schon als wirklichen zentralen Baustein
 in diesen Parteitagsbeschluss bekommen zu haben
 und in der Folge dann auch mit dem Koalitionspartner verhandelt zu haben.
 Seit anseit mit Olaf Scholz, das finde ich,
 ist schon für sich genommen, Mark schneiden.
 Da sind ja noch rohs in der Zukunft kommen.
 Also ich meine, wenn eine 15% Partei auf dem Parteitag Dinge beschließt,
 dann ist das noch lange keine Regierungspolitik.
 Wo haben Sie denn im Sinne von Umverteilung und Mehrgerechtigkeit
 in diesem letzten Jahr Akzente wirklich real politisch setzen können?
 Es ist ja eben nicht nur auf dem Parteitag beschlossen worden,
 sondern wir hatten im März einen Koalitionsausschuss
 und in dem haben wir dann als Koalition
 einen Investitionsprogramm beschlossen.
 Wir haben ein Konjunkturprogramm beschlossen.
 Im Juni während der eigentlich der ersten Hochphase,
 der ersten Welle von Corona.
 Und wenn man sich jetzt anguckt, was ist der Umverteilung,
 ja, mit die CDU hätte nie das für die Kurzarbeit gemacht, was da drin ist.
 Die CDU hätte nie diesen Transformationsschwerpunkt gesetzt,
 die Immobilität zu fördern, in Zukunft zu investieren.
 Sie hätte niemals dafür plädiert.
 Im Gegenteil, Sie hat Widerstand geleistet dagegen,
 dass wir in einem Familienbonus einführen wollten.
 Das kann man so weiterführen.
 Sie hat sich gewährt dagegen, dass wir die Kommunen entschulden.
 Wir haben immerhin durchbekommen, dass sie einen größeren Zuschuss kriegen,
 um ihre sozialen Aufgaben jetzt wahrzunehmen.
 Ich finde schon, dass das in dieser Koalition
 von diesem Ausgangspunkt aus eine Menge ist, was wir erreicht haben.
 Trotzdem muss ich da doch noch mal immer nachhaken.
 Sie haben das Stichwort Corona gerade schon in den Mund genommen
 und geschildert, was an Maßnahmen passiert ist gleich wohl.
 Es gibt es aber auch ganze Berufsgruppen,
 die bislang sehr deutlich hinten runterfallen.
 Denken wir insbesondere an viele Menschen,
 die als Soto-Selbstständige tätig sind,
 gerade auch im Bereich Kultur, Theater,
 aber natürlich auch im Bereich der Gastronomie.
 Das ist häufig sogar die Kernzielgruppe der Sozialdemokratie gewesen.
 Und diese Menschen haben das Gefühl,
 dass sie weitgehend abgehängt werden.
 Wer in einem großen Industriebetrieb arbeitet,
 ist relativ gut abgefähdert über Kurzarbeit.
 Das gilt für die Solo-Selbstständigen nicht.
 Die werden allen Ernstes auf Hartz IV verwiesen,
 wenn auch unter etwas leichter oder etwas erleichterten Bedingungen
 ist das tatsächlich noch sozialdemokratische Politik?
 Es ist zum einen die Kurzarbeit nicht nur in den großen Industriebetrieben
 zum Tragen gekommen sind und zum Beispiel in der Gastronomie.
 Die Kanten des Instrument bis dahin nicht.
 Wir üben auch im Einzelhandel übrigens.
 Die Kanten des Instrument bis dahin nicht.
 Aber sie haben es sehr gern und sehr erfolgreich eingesetzt,
 Kunden, Personal halten und Kunden im Sommer
 dann auch wieder durchstarten.
 Jetzt sind die wieder geschlossen, die Kennen des Instrument weiterhin.
 Die Solo-Selbstständigen, das ist richtig.
 Die haben wir ganz überwiegend mit der Überbrückungshilfe
 nicht erreicht, mit den sofort maßnahmen nicht erreicht.
 Und zwar vor allem, die die keine klart,
 alekbaren Fixkosten haben.
 Beträude sind das trifft eben ganz viele.
 Und das war uns offensichtlich nicht hinreichend klar.
 Wir haben zwar auch im Vorfeld dieses Koalitionsauschüste zum König-Tour-Paket
 mit vielen Branchen gesprochen.
 Aber natürlich ist gerade das Feld der Solo-Selbstständigen und der Künstler.
 Waren sie nicht divers?
 Die Situation sind sehr divers.
 Manche haben nebenbei einen Job, zum Beispiel Musikler und so weiter.
 Das ist eine sehr komplexe Angelegenheit.
 Wir haben jetzt wieder, als es darum ging,
 dass wir einen an neutenden Shutdown schon vor Augen hatten,
 für die November und jetzt auch Dezemberhilfe.
 Sehr intensivige Gespräche, gerade mit denen gespeurige Führte,
 auch mit Schaustütern, mit Veranstaltern, aber auch mit Künstlern.
 Und haben eben jetzt in der November und Dezemberhilfe ganz gezielt auch
 einen Umsatzausfall, Ersatz 75 Prozent,
 gewährt der gar nicht an Betriebskosten oder sonst was sich orientiert,
 sondern eben am Umsatz des Vorjahres.
 Und diejenigen, Herr die Geschneide,
 hat ja dann an Olaf Scholz und schönen Hand geschrieben.
 Also auf der Schreibmaschine, handgeschriebenen Brief geschrieben.
 Ich sehe letztes Jahr im November gar keine Umsatz gehabt.
 Auch darauf hat meine reagierten, hat gesagt, klar,
 der im November keinen Umsatz hat, der kann auch den Jahres-Durchschnittsumsatz nehmen.
 So und die Überbrückungshilfe 3, die jetzt Abiannoag gilt,
 auch die ermöglicht eben einen pauschalen Kostenersatz,
 auch wenn man gar keine realen Kosten hat,
 nämlich von bis zu 25 Prozent des Umsatzes auch des letzten Jahres.
 Wir haben also die Situation gesehen und haben jetzt da auch nachgebessert und nachgelegt.
 Auch zum Beispiel in der Frage Kulturveranstaltungen,
 die mit geringer Besitzungen nur sind und damit nicht profitabel,
 gar nicht wirtschaftlich, dass man die entsprechend unterstützt,
 damit die Kultur nicht wegen nicht profitabilität,
 auch wenn wir sie wieder erlauben, trotzdem nicht weiter stattfindet.
 Also wir haben sehr, sehr vieles nachgeschafft.
 Und ich glaube mit den 75 Prozent auch ein bisschen ausgeglichen,
 was im Rest des Jahres vielleicht nicht ganz gerecht war.
 Was jetzt im Übrigen ja schon wieder als zu üppig dargestellt wird,
 das heißt, man macht es eigentlich, wie man es macht, man es falsch,
 das ist aber ehrlich gesagt auch kein Wunder,
 wenn man mit einer Pandemie konfrontiert ist,
 also wirklich, ich sag jetzt mal, einer Jahrhundert-Eppidemie,
 für die es keine Blaupause gibt, wo man die sagen kann,
 das haben wir letztes mal so gemacht und jetzt machen wir jetzt auch wieder so,
 sondern man muss sich da rantasten, die einfachsten Lösungen ist immer 0 und 1,
 alles ersetzen, alles schließen oder nichts machen.
 Aber wenn man anfängt zu differenzieren und dazu ist man natürlich
 je länger das Anderort gezwungen, muss man in einem graube Reich
 und der wirft immer Kritik auf, dass jemand sagt,
 der hat das ja eine, aber das gekriegt, das habe ich nicht gekriegt.
 Und deswegen haben wir auch gesagt, diese 75 Prozent,
 die decken im Regelfall mehr ab als den Verdienstausfall
 und die sozusagen weiterlaufenden Kosten,
 weil die normalen, die variablen Kosten sozusagen,
 wenn ich wahren, wenn ich Würstchen beschaffen muss,
 weil ich Würstchen verkaufe, dann muss ich auch gerne beschaffen,
 wenn der Laden zu ist.
 Die sind natürlich im Regelfall, die feinern als Kosten auch weg.
 Und sofern sind die 75 Prozent durch aus eine gute Abdeckung,
 aber sie sind eben das, was auch immer gefordert wird, unbürokratisch.
 Ich muss nicht alles einzeln nachweisen.
 Und sie, ich sag mal, sie nehmen auch rücksicht darauf,
 dass es schon einige Monate mit enormen Belastungen gegeben hat.
 Und umsetze die man dennoch macht, z.B. durchaus aus, verkäufe,
 sind nicht davon erfasst, also schon, glaube ich, sehr großzügig.
 Aber ich würde ganz gerne einen Blick drüber rauswaffen und sagen,
 die sind gleich zu nun.
 Okay, präsentokriebischen sind Ulfern, eine Nachfrage.
 Ich habe tatsächlich noch zum Thema Kultur,
 eine Frage, die auch sehr viele Hörerinnen und Hörer an die Lagerichten.
 Und da geht es letztlich um die politische Prioritätensetzung.
 Also wir haben ja gerade auch bei diesem, bei dem, ich sag mal,
 zweiten Lockdown, die wir jetzt im November, Dezember erleben,
 eine ganz klare Prioritätensetzung, Wirtschaftsunternehmen,
 sollen im Prinzip weiterarbeiten, können Schulen sollen geöffnet bleiben,
 Universitäten sollen weiter leere machen können,
 wenn auch meistens Remote, was aber total runtergefahren wird,
 sind Gastronomie und insbesondere auch alle Kulturbetriebe.
 Und da fragen sich natürlich viele Menschen,
 warum muss eigentlich ein Theater geschlossen werden,
 wenn nebenan, aber zum Beispiel die Autofabrieg geöffnet werden?
 Oder bleiben da halt offen.
 Oder die Kirche geöffnet.
 Also ganz klar, da werden politische Entscheidungen getroffen,
 da werden Prioritäten gesetzt.
 Wie stehen Sie zu dieser Prioritätensetzung?
 Also die Lösung ist eine relativ, also oft erst einen Augenblick,
 auf einen ersten Blick einfach klingende, das wir gesagt haben.
 Wir müssen definitiv das Unternehmen,
 weil die Zahlen gehen exponentiell nach oben.
 Und wir machen am besten eine Unterteilung,
 dass wir die größten Einschränkungen im Bereich machen,
 in dem es sozusagen eher um das Leben, das zusammenkommen,
 das private, das, bis jetzt mal, das eigentlich nicht kommerzielle geht,
 das vergnügen.
 Und was wir auf keinen Fall einschränken wollen,
 ist die Bildung, wo immer nur möglich und eben das große Thema Wirtschaft.
 So, jetzt haben wir aber eine Schnittmänge.
 Diese Schnittmänge ist die Menge.
 Das habe ich gestern noch mal gehört, wo jemand gesagt hat,
 euer Vergnügen ist meine Arbeit.
 Das heißt also genau, die die dafür arbeiten,
 dass wir Kultur in Anspruch nehmen können,
 dass wir ins Theater gehen können, dass wir ins Restaurant gehen können.
 Die sind genau der Teil der Betroffen ist und um den wir uns natürlich auch kümmern müssen.
 Nur zu sagen, ja, das Auto produziert,
 die sitzen ja auch ein Stück offeninander.
 Das ist eben dieser Einteilung geschuldet,
 die ich richtig finde, dass man sagt, wir müssen gucken,
 dass der ganze Betrieb aus dem am Ende unser Einkommen auch kommt,
 auch unsere Steuergelder, die auch künftig kommen müssen,
 dass wir den erhalten.
 Also Kultur ist einfach nicht systemrelevant.
 Nee, der muss nur eben geschützt,
 beziehungsweise auch gestützt werden.
 Das ist der Punkt.
 Nur jetzt zu sagen im Theater oder im Restaurant,
 wo in den Infektionswahrscheinlichkeit gegeben ist,
 da kann ich sie jetzt eindämmen, ohne sozusagen diesen Produktiv
 und Bildungsteil anzupacken.
 Da bin ich nur in der Schnittmenge.
 Ich weiß, dass das ein großes Problem ist.
 Und ich möchte nicht in der Gesellschaft leben,
 die nach Corona keine Kultur, keine Theater und keine Kinos mehr hat.
 Das vollkommen klar, deswegen ist das ganz sensibles Gebiet.
 Aber es ist eben eines, das sozusagen dieser,
 dieser wie ich finde, nachvollziehbaren Aufteilungen geschuldet ist,
 zu sagen, wenn wir jetzt Einschränkungen machen,
 dann lass uns die Damen machen, wo es im Prinzip um Vergnügen
 hört sich immer so.
 Kultur ist mehr als nur Vergnügen,
 aber es ist eben der Teil, der sozusagen das private Leben betrifft.
 Perspektivisch ist es jetzt so,
 es wollte ja auch in die Zukunft gucken, das haben wir uns auch notiert.
 Also Volkswirte sagen ja, okay, selbst wenn wir jetzt durch Corona durchkommen
 und mit den Hilfen, da kann man jetzt so erstreiten,
 müssen die Zielgerichteter und Strenker und Ziergenauer und weniger
 und mehr beokatet sein oder nicht.
 Aber was schon auch festzustehen scheint,
 ist, dass in diesem Jahr diejenigen, die Geld hatten,
 ganz gut durchgekommen sind, mehr Geld haben,
 weil die Aktien jetzt wieder hochgehen und Leute im Niedriglohnsektor
 gekneffen sind.
 Was wollen Sie daran ändern?
 Wie wollen Sie darauf reagieren?
 Ja, sich wäre ganz gerne auf die Perspektive der Kultur noch mal eingegangen
 und der Sohle-Selbstständigen, wenn man es vorher wichtig war,
 und das will ich mal voranziehen,
 dann könnten wir gerne auch über das andere noch sprechen.
 Ja, mehr ein bisschen.
 Die Sohle-Selbstständigen, nämlich die, wie Ulf ja angesprochen
 hat jetzt auf Hartz IV zurückgeworfen sind, was impörend ist
 oder sie zumindest impört und was man als Zumudung bezeichnet.
 Ich kann es in gewisser Weise nachvollziehen,
 muss aber dann sagen, dann sollten wir daran,
 was ändern, dass Hartz IV nicht Zumudung ist.
 Das ist mal der erste Punkt, und zwar für alle.
 Ja, da haben wir einfach auch irgendwie so eine Gerechtigkeit
 zu dienen, dass es dann für alle geändert werden muss.
 Deswegen haben wir auch Hartz IV für alle geöffnet.
 Der Zugang zur Grundsicherung ist jetzt für alle offen
 in Bezug auf keine Vermögensprüfung und...
 In Naturien, Praxis.
 Ja, das können wir auch noch darüber reden.
 Aber die andere Seite ist eben,
 dass Sohle-Selbstständigen keinen Zugang zur Kurzarbeit haben.
 Ja, klar.
 Die zahlen ja nicht in die arbeitslosen Versicherung ein.
 Das heißt, wir müssen natürlich auch Perspektive schauen
 und das heißt nicht in zehn Jahren,
 sondern jetzt auch aus dieser Krise lernen und sagen,
 die soziale Absicherung und übrigens auch die Interessenvertretung
 von Sohle-Selbstständigen in Bezug auf ihre Vergütung
 und in Bezug auf ihre Arbeitszeiten und all diese Dinge,
 die das muss ermöglicht werden.
 Das ist eine wachsende Gruppe von Menschen.
 Nicht alle sind prekäer Sohle-Selbstständigen.
 Nicht alle sind unfreiwillig Sohle-Selbstständigen.
 Die gibt es auch.
 Ja, viele sind freiwillig und glücklich Sohle-Selbstständigen.
 Aber dann müssen wir eben ermöglichen,
 dass sie erstens so verdienen,
 dass sie sich überhaupt soziale Absicherung leisten können.
 Und dass sie auch leistbar ist.
 Es gibt ja durchaus Versicherung gegen Eirerbarbesumseitsausfall.
 Aber die sind unbezahlbar und in Kleinen der kleine Taxifahrer
 und der selbstständige oder der kleine Künstler in Anführungsstrichen
 kann das nicht leisten.
 Und da müssen wir die Künstler Sozialkasse auch entsprechend
 weiterentwickeln,
 übrigens in der Erfindung der SPD.
 Da müssen wir wirklich ran
 und auch an die Interessenvertretung meiner Auffassung nach ganz klar.
 Das ist ja der eine.
 Jetzt Zurück nochmal genau zu den Einkommen, zu den kleinen Einkommen
 und die jetzt beglatscht wurden,
 die jetzt Systemrelevant sind, wie man so schön oder so unschön sagt.
 Da ist ganz klar, dass wir nicht akzeptieren dürfen,
 dass die jetzt Ablaus bekommen,
 aber sonst nichts oder diese Pandemiezulage steuerfrei schickt.
 Aber dann ist es auch wieder vorbei,
 sondern wir müssen ganz klar darauf hinarbeiten,
 dass genau diese sozialen Büro für die Dienstleistungs-Bürofe
 und eben auch die kulturellen Dienstleistungen
 in Anführungsstrichen, die wir alle gerne haben,
 dass die auch die nötige Wertschätzung bekommen,
 obwohl sie nicht produktiv und nicht effizient sind,
 sondern wichtig für unser Leben.
 Es gibt eine grundsätzlich Krisenerfahrung
 und die heißt, nach einer Krise ist die gesellschaftliche Spaltung größer als vorher.
 Und das müssen wir auch jetzt nicht zu Kenntnis nehmen,
 dass diese Gefahr droht, wir dürfen uns aber nicht damit abfinden.
 Und sie haben eben ein Deningen genannt,
 der jetzt vor einem Monat gerade meine Millionen übrig hatte
 und die ihn angelegt hat, der hat hier 250.000 Euro schon mal gewonnen.
 Blitz schnell.
 Derjenige, der in Kurzarbeit ist, kann sich die Gedanken,
 ob er eine Million in Aktien anlegen, soll nicht machen.
 Und deswegen wird es automatisch in einer Krise,
 ist es immer so, dass die, die etwas auf der hohen Kante haben,
 überlegen können, wo investiere ich jetzt außer in Aktien?
 Aber was wollen Sie da machen, die Lage ist?
 Was wir sagen, vielleicht doch noch eine Zahl,
 wir haben beispielsweise eine große Handelskette Ligel,
 die mal eben in ihrem Gesamtvermögen um 11 Milliarden reicher wird.
 Wir haben das bei Amazon oder bei anderen,
 die sozusagen enorme Gewinne einfach durch die Lage macht,
 dass sie davon profitieren, dass es eine Krise gibt.
 Das ist in Ordnung, weil Sie ja gerade offenbar auch was bieten,
 was wir alle brauchen.
 Nur dann bitte schön, auch mit einer Beteiligung daran,
 wenn wir anschließend die Folgen der Krise bewältigen.
 Wie soll das aussehen?
 So, und dann kommt diese Frage, machen wir anschließend,
 machen das wir jetzt kredite aufnehme in Ordnung.
 Aber dann kommt danach die Frage,
 was passiert mit einer so auseinander getriffteten Gesellschaft?
 Hat die dann kein Geld mehr, in Bildungen, in Straßen zu investieren?
 Oder muss sie einen entsprechenden Aufschlag von denen verlangen,
 die Profiteure der Krise war?
 Corona-Soli.
 Die Frage, wie man das nennt und was das im Einzelnen ist,
 ob man das Ansetz dabei,
 dass wir ja schon in der Regionalkonferenz immer gesagt haben,
 jedes Jahr werden 400 Milliarden vererbt oder verschenkt.
 Da könnte man vielleicht etwas mehr als 1,5 Prozent,
 so hoch ist nämlich bislang die durchschnittliche Steuer
 auf diese 400 Milliarden abziehen,
 oder man würde es in Bezug auf das Vermögen machen
 oder auf die Grenzhohnen einkommen.
 Was ist denn Ihre Forderung?
 Man war es da vielleicht mal ganz konkret,
 dass ich meine Frau Essen hat es eben schon angedeutet,
 der nächste Bundestagswahlkamstät im Grunde vor der Tür.
 Was wäre denn Ihre ganz konkrete Forderung gerade in Bezug auf die Erbschaftsteuer,
 die Sie ja oder Schenkungssteuer, die Sie gerade in Bezug genommen haben?
 Also meine erste Forderung ist mal,
 weil ja immer,
 es habe ich schon wieder erlebt,
 aus den Interviews der letzten Tage,
 in den Fordergrund gestellt wird,
 der will irgendwo die Steuern erhöhen.
 Nein, eher oder die beiden oder die SPD wollen,
 Steuern und Abgabenbelastungen der großen Mehrheit der Menschen senken.
 Es geht ums Senken,
 weil nur mit mehr in der Tasche für die große Märte Bevölkerung
 auch die Konjunktur wieder anläuft.
 Aber man darf sich nicht vorstellen,
 dass das alles von selber irgendwo runter regnet.
 Und wenn wir eben nicht am Ende,
 dass durch Abbau der staatlichen Leistung der selben Gruppe wieder abnehmen wollen,
 dann müssen wir auch so ehrlich sein zu sagen,
 dann muss sich jemand anders bezahlen.
 Und dann ist die allererste Gruppe,
 die sich bislang aus dem Staub machen.
 Gerade auch noch die Unternehmen,
 über die ich eben gesprochen habe,
 nutzen alle nationalen und internationalen Umgehungsmöglichkeiten
 im Regelfall legal sogar.
 Und das muss man ändern.
 Das heißt, dass die zumindest sich in der angemessenen Weise beteiligen,
 wie große Gewinner eben im Regelfall gerechtbeteiligt werden.
 Okay, und was wären da die konkreten rechtlichen Schritte,
 die Sie ergreifen würden?
 Dass wir zum Beispiel in der Europäischen Union dafür sorgen,
 dass es zumindest schon mal eine Mindestbestörung gibt,
 dass sie digitalen Unternehmen auch ihre Steuern bezahlen.
 Und ich sage, wir sind eigentlich nirgendwo ansässig,
 weil wir sind sozusagen im Raum tätig,
 dass wir dafür sorgen,
 dass das, wo Deutschland bis heute ein Paradies für ist,
 nämlich Geldwäsche,
 dass das wirklich zugestellt wird und dass das nicht weiter in
 in zig Milliarden Höhe stattfinden kann bei uns.
 Gerade ist in Fall riesiger Umsatzsteuerkaruselle aufgedeckt worden.
 Also das sind alles Dinge, wo ich erst mal gar nicht mal einen,
 ist ja jetzt mal den üblichen Wohlhabenden belasten muss.
 Und ich möchte erst mal, dass die Leute sich an die Regeln halten.
 Und zwar so, wie die gemeint sind und ich sage,
 ich habe aber eine Lücke gefunden, wie sie interpretieren kann.
 Und dann kann man darüber nachdenken,
 dass man sagt, diese Verschiebung,
 dass sich die kleinen und mittleren Entlasten will,
 muss sich ein Stück auch zum Beispiel durch eine höhere Bestorung
 von Vermögen und Erbschaften auffangen.
 Es wird gar nicht reichen.
 Es wird am ersten Darum gehen,
 dass man das, was umgangen wird, auch wirklich einnimmt.
 Ehrlich gesagt finde ich,
 die Sie 400 Milliarden, die da jedes Jahr verschränkt und verabsagen,
 dann muss man auch sagen, diejenigen, die du entlasten will,
 sie kriegen, dann nicht viel von ab.
 Das ist ja schon auch ein Verschiebebahnhof,
 der ganz oben stattfindet.
 Und da auch ein Anteil dazu zu verwenden,
 dass wir investieren können, dass wir dafür sorgen können,
 dass dieses Land auf der Höhe derzeit bleibt
 oder vielleicht auch dahin kommt,
 wo wir es nicht sind, muss man ehrlich sagen,
 das ist schon dringend notwendig.
 Aber ich finde auch, wenn wir jetzt die Familie Schwarz
 an der Spitze von Liedl sehen, deren Vermögen du angesprochen hast,
 das bleibt ja ganz alleine bei denen.
 Das ist jetzt nicht so eine Nühmezahl.
 Die vielen anderen, die dafür gesäugt haben,
 dass die Firma Liedl in den letzten Monaten
 so gutes Geld verdient hat, nämlich die Mittearbeiter,
 die bekommen da gar nichts von ab.
 Und das geht gar nicht.
 Dass diese Unternehmen nicht im Tarif sind
 und ihre Leute so bezahlen, wie sie bezahlen,
 dann noch in Arbeitsbedingungen halten,
 die auf Abruf sind, wenn viele Leute kommen,
 wenn wir an die mal eben für eine Stunde gerufen sollen,
 da muss man ganz klar dafür sorgen,
 dass der nicht so schlechte Tarifvertrag
 von der für den Einzelhandel gilt,
 aber eben in diesen Unternehmen nicht,
 dass der für allgemein verbindlich erklärt wird.
 Und da sperren sich die Arbeitgeber,
 nach derzeitlicher Gesetzlage können sie das auch,
 Arbeitgeberweto und fertig.
 Das muss abgeschafft werden.
 Wir müssen dafür sorgen,
 dass gute Tarifverträge,
 dass die auch in allen Unternehmen gelten
 und nicht nur in denen, die sich noch da anhalten.
 Wir haben...
 Da würden jetzt viele sagen,
 es gibt eine Tarifautonomie,
 die besagt, Unternehmen und Arbeitnehmervertreter
 und die Löhne unter sich aus.
 Ja, das ist völlig in Ordnung,
 weil das gut funktioniert hat in all den Jahren.
 Nur ist die Tarifbindung mittlerweile
 so weit runtergegangen in den vielen Branchen.
 Zum Beispiel auch in der Druckbranche und den vielen anderen,
 dass wir dort gar keine Wirksamkeit mehr haben,
 dieser guten Zusammenhänge,
 die wir in Deutschland auf zugunsten des sozialen Friedens
 ja mal hatten.
 In Frankreich müssen die Leute auf die Straße gehen
 und genau als Strecks ausrufen,
 um gute Löhne auszuhandeln.
 Bei uns ist es bisher anders gelaufen,
 nämlich im...
 außen an der Sitzung der Tarifpartner.
 Da müssen wir wieder hinkommen,
 dass die dann eben auch wirken in der Fläche.
 Und das ist im Einzelhandel notwendig.
 Das ist in der Logistik dringend notwendig,
 wenn ich denke, wie das war, als ich noch Pakete zugestellt habe.
 Da gab es die Post und die Post.
 Ja, und wir haben nicht miteinander konkurriert.
 Wir waren ordentlich bezahlt, nicht riesig,
 aber ordentlich wir hatten ordentliche Arbeitsbedingungen.
 Das ist heute zum Schreien.
 Ich hab noch mal eine Frage, Herr Boyans.
 Also, so diese Frage, große Konzerne und Steuernzahlen.
 Das ist ein riesen Ärgernes für viele.
 Ja, das ist halt sowas,
 gibt Benetflex, einmal so die großen Konzerne.
 Also, die digitalen Konzerne, genau.
 Die haben große Produktionen auf.
 Die halt viel Umsatz machen in der Europäischen Union, in Deutschland.
 Aber hier keine fabriken wenige Standorte haben.
 Und dem entsprechend sehr, sehr wenig Steuernzahlen.
 Jetzt haben wir sie so ein paar Konzepte angerissen.
 Sie sind mindestens Steuern.
 Was glauben Sie denn, ist davon der beste Hebel,
 um diese Unternehmen dazu zu bringen,
 auch dort Steuern zu zahlen, signifikern Steuern zu zahlen,
 wo sie Kunden haben, wo sie umsetze machen.
 Einen Satz vorweg, weil wir reden,
 dann, wenn wir über Besteuerung reden,
 von der sogenannten Sekundärverteilung.
 Also, die primär, die erste Verteilung,
 ist tatsächlich die darüber,
 Löhne.
 Das anständige Löhne bezahlt werden.
 Wenn die bezahlt werden,
 ist der Druck, mit Steuern umzuverteilen, schon viel kleiner.
 Und da ist im Übrigen ein,
 um das einmal mit einem Beispiel zu bebildern,
 etwas hervorragendes Gelungen in der letzten Woche,
 mit dem sogenannten Arbeitsschutzkontrollgesetz,
 wird sie kompliziert an, geht um die Leute,
 im Wesentlichen, die in der Fleischverarbeitung arbeiten,
 die weitestgehend nicht mehr in der Tarifbindung sind,
 wo eben das, was die Tarifpartner ausmachen,
 nicht gilt, sondern die wirklich einfach ihre Mini-Löhne zahlen.
 Die wollten aber ein Recht in Spitzenzeiten,
 auch mit zusätzlichen Leiharbeitern etwas produzieren zu können.
 Und die Regelung des Staates,
 die Hubertus Heil durchgesetzt hat,
 nämlich zu sagen,
 wenn ihr das wollt,
 wenn ihr eine Ausnahme gelten machen wollt,
 dann nur auf der Basis eines Gelten und Tarifvertrages,
 damit kriege ich Leute in eine faire Primerverteilung.
 Das ist der eine Punkt.
 Jetzt kommen wir zu der Sekundeverteilung.
 Ja, wir können viel mehr,
 beispielsweise bei den digitalen Unternehmen darüber packen,
 oder wir können sie da packen, wo sie beispielsweise,
 ihr Geld wirklich verdienen,
 und die Google verdient sein Geld nicht,
 weil wir da in der Suchmaschine suchen,
 aber sie verdienen es mit Werbung.
 Wer macht die Werbung?
 Das heißt, also zu gucken, wo werden eigentlich Welche umsetze erzielt
 und an welcher Stelle kann ich die besteuern,
 bzw. wie kann ich auf Plattformen,
 beispielsweise sicherstellen,
 dass ich mich nicht zurücklehne und sage,
 da sind ja so und so viel,
 jetzt sage ich, maschinesische oder Wertnamnesische oder was weiß ich,
 anbieter drauf, die kann ich doch gar nicht packen.
 Aber ich kann den Plattform anbieter verpflichten.
 Das, was er über seine Plattform verkauft,
 einen Stück sozusagen mit sicherzustellen,
 dass dafür Umsatzsteuer bezahlt wird.
 Also es gibt eine Menge Möglichkeiten,
 im Übrigen nicht nur,
 dass man immer sagt, das gibt nur, wenn wir es Europa weit gleich machen
 oder sogar international.
 Es gibt auch eine ganze Reihe Punkte,
 die können wir auch noch stärker auf der nationalen Ebene durchsetzen.
 Und ich würde jetzt mal sagen,
 das ist mit einem Koalitionsausschuss nicht so einfach zu machen,
 weil es mit diesem Koalitionspartner nicht gehen würde.
 Aber was wäre denn Ihre konkrete Forderung?
 Bleiben wir doch mal bei diesem Punkt.
 Ich würde nämlich Ihre Einschätzung teilen,
 dass es Europa weit einheitlich vorzugswürdig wäre,
 aber für mich die schwierig wird, denn es gibt einfach Mitgliedsstaaten
 in der EU, die und von dem gegenwärtigen System profitieren.
 Denken wir nur in Irland.
 Aber was sollten wir denn, was sollten wir denn dann national eigentlich tun?
 Also erstmal sollten wir schon mal gucken,
 dass wir mit dem Gewicht Deutschlands in der EU dafür sorgen,
 dass viele dieser Regelungen nicht mehr nur einstimmig durchgesetzt werden können.
 Weil solange das so ist,
 ist derjenige, der von dieser Schieflage profitiert,
 immer der, der sein Wettorein legt.
 Wir könnten beispielsweise auch Deutschland weit schon eine Finanzsanaktion steuer.
 Einführen, und zwar eine, die wirklich auch,
 die ich sage jetzt mal, diese Hochfrequenzhandel mit einbezieht.
 Ein deutlich klar, besser, wenn was zusammenmachen.
 Jetzt sind wir sogar ein bisschen auf dem Trip so zu tun,
 mit Europa insgesamt, weil das möglicherweise eine,
 der der Eingame Quellen sein kann,
 für das, was er jetzt mit dem großen Wiederaufbauplant
 für Europa auch finanzieren müssen.
 Aber wir hatten vorher gerade auch die Diskussion,
 im Übrigen mit dem Wettoreskorletionspartner,
 das auf der Ebene Deutschlands zu machen.
 So, es gibt in Frankreich schon jetzt in Richtung auf Umsätze
 von digital Unternehmen, eine andere Bestorungsgrundlage,
 als es sie bei uns gibt.
 Also, ich finde richtig, dass man den Versuch macht,
 hier nicht 27 verschiedene Regelungen in der Europäischen Union zu haben.
 Dazu muss man ein Stück auch das wirtschaftliche Gewicht Deutschlands einsetzen.
 Denn Deutschland ist nicht nur einer von 27,
 die können schon eine Menge machen.
 Aber sie können deswegen auch das eine oder andere wir können,
 deswegen das eine oder andere auch allein machen.
 Wenn man sich jetzt unser Interview anhört,
 dann klingt es vermutlich ein bisschen als seien sie in der Opposition.
 Weil sie halt sehr viele Vorschläge machen,
 die von denen man halten mag, was man will.
 Aber wenn man sich auf der anderen Seite die Umsetzung anschaut,
 dann passiert doch entgegenwertig relativ wenig.
 Und sie haben jetzt schon mehrfach darauf hingewiesen,
 dass mit diesem Koalitionspartner eben vieles nicht geht.
 Woran liegt denn das eigentlich?
 Sie sind ja immerhin Teil dieser Koalition.
 Also zum einen mal, wie immer, ganz deutlich sagen,
 wir sind als Parteien, auch eigenständige politische Kraft
 und nicht nur Teil der Koalition.
 Und das heißt, wir müssen uns nicht immer,
 wenn wir Forderungen ausstellen und Konzepte entwickeln, sagen lassen,
 aber macht es doch.
 Wir sind normal Koalitionspartner und mit denen können nur das machen,
 was man mit denen eben machen kann.
 Aber kann man mit dem nicht auch handeln?
 Ich meine, das Gefühl die Union kriegt eine Menge durch.
 Wir handeln ja auch.
 Also wir verhandeln, wir handeln.
 Und ich glaube nicht, dass sowas wie die Recovery Fund
 und die gemeinsame Schuldenaufnahme, die jetzt in Europa dadurch notwendig geworden ist
 und möglich geworden ist, dass das vor Jahresfrist noch denkbar gewesen wäre.
 Das ist ein ganz klarer wichtiger und guter Schritt
 in eine richtige Richtung, nämlich in Richtung einer Finanzunion
 in der Europäischen Union.
 Und Sie meint, Sie behaupten, dass die SPD in Deutschland
 mit daran zentral beteiligt ist, dass Europa 750 Milliarden Euro verahlen muss.
 Ja, absolut ja.
 Also da wird immer von einem Merkel Macron Ansatz gesprochen.
 Der ist aber tatsächlich oder plan.
 Es ist aber tatsächlich ein Schulzlimäerplan gewesen.
 Und jetzt muss man aber noch eines ehrlicherweise dazu sagen,
 es ist auch ein Schulzlimäerplan gewesen,
 weil es vorher eine SPD-Debatte gab.
 Französische Finanzminister.
 Ja, ja, genau.
 Weil es vorher eine Debatte in der SPD gab,
 über zum Beispiel das Thema dieser Corona-Bunds.
 Also der Frage, ob wir denn auch eintreten für die Partnerstaaten in Europa,
 von denen wir im Übrigen auch in einem erheblichen Mass abhängig sind.
 Ist ja nicht nur so, dass wir denen was schenken,
 sondern es sind glifferanten, es sind Märkte auf den deutsche Produkte abgesetzt werden.
 So und da ging es eben um die Frage, ob man dann,
 wenn die das nicht mehr stemmen können,
 erst ob die großen und wirtschaftlich starken, das auch ein Stück garantieren.
 Und was wir jetzt erreicht haben, ist am Ende sogar,
 dass wir einen Teil direkt als Zuschuss geben,
 also praktisch mehr als eine Ausfallbürgschaft für einen kredit.
 Und das ist definitiven Ergebnis, zu dem die Grundlage in der SPD in Deutschland
 von der Partei spitze ausgehend mit der Fraktion Mit Olaf Scholz zusammen aufgestellt worden ist.
 Und das ist eben das schöne, das wir wirklich echt gut zusammenarbeiten,
 was dann auch Umsetzung und gemeinsames voranbringen, auf anderen Ebenen angeht.
 Aber eindeutig ist da SPD-Handschrift drin.
 Dieser wichtige Schritt in Richtung einer europäischen Finanzunion
 wird es noch ausführen darf, der ist eben auch ein wichtiger und richtiger Schritt dahin,
 dass wir irgendwann mal ein Marktortprinzip einführen können,
 so wie wir es bei der DSGVU auch kennen,
 dass eben dort Steuern bezahlt werden, wo der Umsatz gemacht wird,
 wo der Markt stattfindet.
 Und das wäre die richtige Haltung.
 Und da müssen wir einfach noch zwei, drei Schritte machen.
 Gemeinsam auch natürlich mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union.
 Also was ich noch nicht so ganz verstanden habe,
 Sie haben ja auch als Nordrhein-Westfellischer Finanzminister,
 diese Steuerzidees mit angekauft.
 Nicht nur mit, sondern nur Nordrhein-Westfellinheitsgemacht, mit einer Ausnahme glaube ich.
 Also das sie sich da so nahm gemacht haben als day-inige,
 der da Steuer hinter Ziern hinterher läuft und sie zur Rechenschaft zieht.
 Jetzt ist aber so, dass wir ja gerade mit dieser Auverarbeitung
 das KMX Skandals zu tun haben.
 Und da ist es so, dass die große Koalition gesetzte Alasden
 hat die mehr oder weniger, all jenen, die da Steuern geklaut haben,
 so eine Art am Nestie gewährt hat.
 Und so sagen ja, wenn er es nicht zurückzahlt, dann verjährt es halt.
 Nee, die hat eigentlich was anderes beschlossen.
 Und das sollte man auch nicht dabei übersehen.
 Es ist sogar beschlossen worden, dass diese Fälle künftig weit länger verfolgt werden können.
 Man hat aber sozusagen um die Tür nach in die Zukunft weit länger offen zu halten.
 Auf der anderen Seite, ja, vor schnell gesagt,
 dass man dann nach hinten sozusagen einen Schlussstrich ziehen muss,
 weil man es praktisch nicht rückwirkt.
 Diese Verlängerung der Verjährung nicht rückwirkt.
 Auf Fälle, die schon verjährt sind praktisch verlängern darf.
 Ja, und ohne Not. Warum kommt ein solcher Gesetzentwurf
 von einem SPD-Finanzminister? Das versteht niemand.
 Jedenfalls bei unseren Höhren und Höhren ist das Feedback einherlich.
 Ich kann ja wohl nicht sagen.
 Ich bin gleich ganz offen. Das ist eine offene Debatte gewesen,
 die ich auch mit Olaf Scholz geführt habe,
 auch mit Christiane Lambrecht, weil es ja Overseas Justizministerium ging.
 Und das Ergebnis war, dass wir gesagt haben,
 ja, das, was im Haus entwickelt worden ist,
 hat dem Rechtsverständnis-Rechnung getragen.
 Du kannst nicht eine Veränderung der Gesetzeslage für die Vergangenheit beschließen.
 Das ist bei uns im Rechtsstaat Deutschland so.
 Aber die Überprüfung, und da haben wir gemeinsam gesagt, wir überprüfen das.
 Und wenn das in irgendeiner Weise anders zu handhaben ist,
 wenn das nach hinten aufzubohren ist, dann muss das passieren.
 Und dazu gibt es auch eine Veränderung in diesem Gesetz.
 In der Tat ist dann nach dem öffentlichen Aufschrei nachgelegt worden.
 Also die große Koalition hat jetzt entsprechend des Gesetzes eingebracht.
 Aber trotzdem muss man sich doch die Frage stellen, warum wir da werden da die Samtanschuhe,
 wenn ich die Glacierhanschuhe ausgepackt, um Steuersündern ihre Beute zu lassen.
 Das versteht doch niemand.
 Wie so ist das sozialdemokratische Politik?
 Sie haben natürlich recht, es gibt gewisse verfassungsrechtliche Graubereiche.
 Aber es wird ja schon in Karlsruhe einen Gefahren geführt,
 um eine parallel Regelung, wo es im andere Fälle von Vermögensabschöpfung geht.
 Und da kämpft die Bundesjustizministerin ja auch wie eine Löwinder für,
 dass das eben auch rückwenden geht.
 Wieso hat man da im Bereich Cum-X von vorne rein am Nestivor gesehen?
 Also ich kann für mich jetzt wirklich sagen, ich habe ein keinersteller Samtanschuhe angehabt.
 Aber der es für die Finanzministerin hat das ja.
 Und trotzdem weiß ich aus der Zeit, als ich Verantwortung getragen habe,
 denn gerade diese Geschichte, Steuerfahndung, Steuerverwaltung,
 ist ja Landessache.
 Die Finanzbeamte war ein Beamter der Länder und nicht das Bundes.
 Da hat gerade mal den Zoll für ganz bestimmte Bereiche.
 Und ich weiß selbst, erst mal, dass die Länder es sehr unterschiedlich hand haben.
 Das ist ein Punkt.
 Und der zweite Punkt ist, dass es eben nicht so ist, dass jede Geschichte,
 die irgendwo läuft, immer den Minister erreicht.
 Sondern dass das manchmal eine richtig aufwendige Arbeit ist.
 Und ich kann davon berichten von sieben Jahren in dieser Tätigkeit,
 dass man immer wieder sozusagen auch deutlich machen muss.
 Ihr habt die Deckung von oben, ihr müsst an die Sachen rangehen,
 weil oft auch eine ganz große Unsicherheit in diesem Verwaltungsapparat ist.
 Der hochmotiviert ist, was zu machen.
 Aber der in diesem Punkt natürlich gerade von rechtlichen Bedrohungen.
 Und die kommen aus dieser Szene extrem.
 Immer ich selbst bin immer als derjenige angebrangert worden,
 der Healer, der geklaute Daten gekauft hat und so weiter.
 Da muss man schon das Kreuz gerade machen.
 Und das ist aber eine Frage.
 Erst mal, das muss man ganz klar sagen auf der Landesebene.
 Na gut, aber diese Gesetze sein ja Vorschläge aus dem BMF, also aus dem Bundesministerium.
 Ja, aber ich sag es noch mal, ich weiß, wie groß der Druck ist.
 Deswegen wollen wir z.B. ja auch ein Lobbyregister durchsetzen.
 Aber niemand in der Öffentlichkeit würden sie doch nie an Pranger gestellt werden,
 wenn es heißt, die Finanzindustrie verklagt den Bund,
 weil er die Beute aus diesem Komex-Gandalen zurück haben will.
 Im Gegenteil.
 Das würde ihn noch in Robin Hood bonusen.
 Deswegen finde ich ja umso wichtiger, dass für beispielsweise ein großes Projekt,
 dass jetzt noch ansteht, nämlich das Lobbyregister,
 dass deutlich macht wer fummelt eigentlich bei welcher Gesetzesformulierung mit rum.
 Welche Beratung wird da vorm draußen geholt, muss zum Teil geholt werden,
 weil diese Szene sich so schnell verändert, dass man das mit dem mit Bordmitteln
 überhaupt nicht nachhalten kann.
 So und das muss nur ausgewiesen werden.
 Das ist im Moment einer der Streitpunkte in der Koalition.
 Frau, es ist ein anderes Fragezeichen, was wir im Kontext Komex noch hatten,
 ist Olaf Scholz, war ja Regierne Bürgermeister in Hamburg und hat unter seiner EG-De-Versäumt
 viele, viele Millionen Euro von einer Bank zurückzuholen,
 die mit Komex verdient wurden, die mit Komex erbeutet wurden.
 Jetzt ist der Kanzler-Kennedat.
 Wie gehen Sie eigentlich damit um, dass so jemand, der offensichtlich sehenden Auge
 darauf verzichtet hat, dieses Geld zurückzuholen, jetzt für die SPD da ansangeht?
 Olaf Scholz war ja in Hamburg nicht leider eines Finanzamts,
 sondern erster Bürgermeister.
 Und als erster Bürgermeister hat er ganz klar auch,
 es hat auch heute erklärt, niemals Einfluss genommen darauf,
 wie Finanzämter und Finanzverwaltung ihre Entscheidungen treffen.
 Es muss auch so sein, das ist auch wichtig, dass es so ist.
 Und insofern kann man nicht sagen, er hätte verzichtet,
 sondern allenfalls haben die Finanzämter verzichtet.
 Und da haben die ihre Entscheidungen, die auch ihre Gründe für gehabt.
 Das ist von außen betrachtet Empörend.
 Das kann ich auch gut nachvollziehen, dass man solchen Steuersüten
 auch noch mit Nachsicht begegnet.
 Das ist nämlich einer der größten Norbert Walter Boyansatzer gesagt.
 einer der größten Anteile dessen, dass dieser Staat nicht über die Einnahmen verfügt,
 über die er verfügen könnte.
 Das sind auch vieles am Finanzamt vorbei gemacht wird.
 Und da auch eher, wenn es um die Verfolgung von Steuern hinterziehung geht,
 eher die Kleinen gefangen werden als die großen.
 Das ist auch noch mal ein reisen Problem.
 Und der noch haben, durcheinander wie Olaf Scholz in seiner Zeit im Hamburg
 und andere Ministerpräsidentinnen und Präsidentinnen der SPD
 auch in ihren Bundesländern jeweils dafür gesorgt.
 Und wir haben im Bund dafür gesorgt, dass dort Personal aufgestockt wird.
 Zum Beispiel bei der Verfolgung von Steuern hinterziehung.
 Dass da auch mehr Kraft dahintersteckt.
 Ich habe übrigens, weil das ja nun ein Thema ist,
 was die Kritik angeht, natürlich auch schnell auf mich bezogen wird.
 Aufgrund der Geschichte vorher natürlich darüber mit Olaf Scholz gesprochen.
 Ich finde das gehört im Übrigen zu dieser offenen Art und so umgangst dien wir haben.
 Auch dazu.
 Und unsere gemeinsame Verzeugung ist mal abgesehen davon,
 dass Olaf ganz klar gesagt hat, das ist definitiv nie eine Entscheidung des ersten Bürgermeisters gewesen.
 Etwas nicht zu verfolgen, was eigentlich verfolgt hätte werden müssen.
 Aber wir sind auch beide der Auffassung, ist es okay und gut,
 dass jetzt mal das Verfahren, woran hat sich das denn ergeben, auch aufgerollt wird.
 Das untersucht wird.
 Denn am Ende muss man ja auch irgendwie dazu kommen, dass selbst, wenn es nachvollziehbar wäre,
 man ja dafür sorgen muss, dass bei so einem Fall nicht nochmal 47 Millionen einfach nicht eingetrieben wird.
 Ich habe noch eine kurze Nachfrage, nur um das nochmal zu den Aktenkundchen zu machen.
 Wie große denn die Schanke sind, dass wir diese KomEx-Millian zurückkriegen jetzt?
 Wir haben in der Folge passiert auch Aufdeckung, übrigens damals auch von unseren Steuerfahndern zusammen
 mit investigativen Journalisten, das war ja auch ein ganz wichtiges Zusammenspiel.
 Also Druck aus der Öffentlichkeit mit der Kenntnis von erfahrenen und Steuerfahndern zusammen zu bewegen.
 Damit sind Prozesse in Köln bei der Staatsanwaltschaft gelaufen, da es extrem viel wirklich nachvollzogen worden.
 Es gibt natürlich in diesem Bereich immer das, was verloren ist auf alle Zeiten.
 Aber wir haben damals in Nordrhein-Westfalen einige andere Länder auch,
 alles dafür getan zum Beispiel diese Verjährung offen zu halten.
 Aber wie große denn die Schanke sind?
 Ja, sie werden natürlich, es werden teilweise, wenn die begünstigten Pleite sein, wird irgendwas passieren.
 Aber es ist zumindest erheblicher Anteil zurückgefordert worden und zurückgewonnen worden.
 Es ist nicht nur ein Ärgernis, es ist wirklich ein Punkt, an dem sich Politikvordrossenheit festmacht.
 Wenn man zu sehen muss, dass es einfach Strukturen nicht nur in diesem Land, sondern weltweit gibt,
 die das Geschäftsmäßig betreiben und damit Milliarden verdienen.
 Zu unserem nächsten Thema hervoressen, sie gelten als Digitalexpertin.
 Sie haben auch schon verschiedenlich öffentlich gemacht, dass sie Förder mitgesehen bei der Gesellschaft für Freiheitsrechte,
 einer NGO, wo ich her Vorsitzender bin und die sich für Grund- und Menschenrechte einsetzt.
 Provokant gefragt, warum merkt man das nicht an der Politik der GroKo, das sie Mitglied bei der GFF sind?
 Um zwei Beispiele zu nennen, das BND-Gesetz, eine riesen Pleite für die große Koalition in Karlsruhe, in Bausch und Bogen für Verfassungswidrig erklärt,
 jetzt liegt das Bundeskanzleramt ein neues Gesetz vor.
 Danke, der GFF, danke Reporter ohne Grenzen und andere Organisationen, die gemeinsam diese Verfassungsbeschwerde erhoben haben.
 Genau, aber natürlich vor allem dank der mutigen Entscheidung der Richterinnen und Richter aus Karlsruhe, die einfach mal gesagt haben,
 Schnüffeln am Grundgesetz vorbei, das geht einfach nicht. Und jetzt schreibt das Bundeskanzleramt ein Gesetzinfoer für ein neues BND-Gesetz, das im Grunde genauso schlimm ist wie vorher.
 Wie kann das sein, dass so etwas aus der Feder dieses Bundeskanzleramts kommt, obwohl sie die Bundeskanzlerin im Bundestag mitstützten,
 nicht nur sie persönlich, sondern ihre Partei.
 Zweitens, die große Koalition hat sich nach Medienberichten vor Kurzem auf etwas geeinigt, was man nur die ganz große Trojana-Partien nennen kann.
 Ja, also es soll für 19 deutsche Geheimdienste Staats Trojana geben, hatten wir will nochmal, wer kann noch nicht.
 Oder wir will nochmal, wer hat noch nicht. Wie kann das sein, Frau Esken, dass so gravierende Einschränkungen von Bürgerinnen und Rächten mit der SPD gemeinsam beschlossen werden sollen?
 Muss man zum einen wissen, dass die SPD-Partei versitzen, denn nicht im Bundeskanzleramt am Katzen Tisch sitzt und wird schreibt?
 Nee, echt nicht. Und mit schreibt, wenn dort gesetzes Entwurfe geschrieben werden. Ich bin immerhin auf Betreiben von Herrn Braun, beim BND eingeladen worden.
 Und dort hatten man mir vorgestellt, was man verpläne hat, also es noch nicht zu Ende geschrieben war, der Gesetzentwurf unter dem Titel Compliance 2.0.
 Man wolle also durchaus ganz offensichtlich dem, was das Bundesverfassungsgericht entschieden hat, auch gegen über sich Compliance zeigen.
 Das ist ja schon mal ein guter Ansatz an sich. Aber mein Eindruck ist schon auch, dass dort in diesen Gesetzentwurf jetzt einiges, was man schon länger in der Schublade hatte, mit reingelägt wurde.
 Und da werden wir auch ganz kritisch hinschauen, ganz besonders.
 Kritisch hinschauen heißt, dass dieses Gesetz wird die Stimmen der SPD-Fraktion nicht bekommen?
 Nein, kritisch hinschauen heißt, dass wir uns das Gesetz im Detail auch kritisch angucken und schauen, wo ist da tatsächlich, wo steckt da die Compliance drin und wo stecken möglicherweise neue Befugnisse drin?
 Und wo steckt auch die Wirk, der Gedanke drin? Wir wollen die Kontrollarchitektur verbessern und neu aufstellen.
 Und wirkt die dann tatsächlich auch so wirksam wie wir und wie natürlich auch vor allem das Bundesverfassungsgericht sich das vorstellt.
 Also machen wir das ganz konkret.
 Gerade bei der Kontrollarchitektur glaube ich ist noch Luft drin.
 Die steckt eine Idee entwickelt worden, die auf lange Jahre erst mal gar nichts verändert oder alles noch verschlimert und da müssen wir auf jeden Fall noch mal ran.
 Aber mitgeschrieben habe ich nicht.
 Sie haben natürlich nicht mitgeschrieben, aber wir wollen das ganz konkret zu machen.
 Das Bundesverfassungsgericht hat, wie Sie sagen, eine bessere Kontrolle verlangt in vielelei Aspekten oder unter viele Gesichtspunkten ein Vorschlag.
 Das Bundesverfassungsgericht ist doch, den BND auch vom Bundesdatschutzbeauftragten kontrollieren zu lassen. Das will das Bundeskanzler am Nichtstattessen.
 Soll eine neue Kontrollstelle geschaffen werden, die dann mit irgendwelchen BND nahen Experten besetzt werden kann.
 So das unter dem Strich wieder nicht genau hingeguckt wird.
 Deswegen meine konkrete Frage, wird die SPD das mit tragen oder wird die SPD verlangen, dass der Bundesdatschutzbeauftragte immerhin Sozialdemokrat hier betraut wird?
 Ja, das hat gar nichts zu tun, ob der Bundesdatschutzbeauftragte derzeit Sozialdemokrat ist.
 Sondern es hat damit zu tun, dass er über ein Haus verfügt, das auch entsprechend aufgestockt werden kann, dass bereits in der Lage wäre, diese Kontrolle auszuüben und auch unabhängig auszuüben.
 Und wenn Sie das fordern und setzen, dann wird das eine Bedingung sein, um dem Dienungen zuzustimmen.
 Das ist eine ganz wichtige Bedingung auf jeden Fall.
 Das gehört auf jeden Fall zu den Dingen, die wir einfallern werden.
 Natürlich muss auch die parlamentarische Kontrolle an der Stelle gestärkt werden. Das ist auch eine ganz wichtige verlangen Selbst wenn wir mit dem BFDI dann eine sehr fege Behörde, unabhängige Behörde haben, muss weiterhin auch das Parlament immer dort in der Kontrolle auch gestärkt werden.
 Und das gilt übrigens natürlich auch für die Staatströgeraner.
 Was ist denn die konkrete Forderung bei den Staatströgeranern?
 Bei den Staatströgeranern muss es darum gehen, dass die Kontrolle auch, wenn die bei den Geheimdiensten eingesetzt werden können, hinreichend hoch ist.
 Derzeit ist es so, dass die ohne vor Abkontrolle, ohne rechtliche vor Abkontrolle bei den Polizei, muss eine richterliche Anordnung stattfinden.
 Das ist bei den Geheimdiensten nicht vorgesehen, das halte ich verkritisch.
 Auf der anderen Seite muss es eben natürlich auch hinten raus, dann die Kontrolle vor allem auch wiederum die parlamentarische Kontrolle muss deutlich sein, die gesetzliche Definition dessen, was da gemacht wird und was nicht, muss ein hinreichend klar sein.
 Das ist auch im Moment sehr weit gefasst.
 Das halte ich auch weiterhin für problematisch, aber auch ehrlich sagen, wie die Lage ist, die SPD als Regierende Partei, muss an der Stelle natürlich auch immer wieder debatten.
 Internet und mit dem Koalitionspartner darüber führen, inwieweit wieder bereit sind, zur Herstellung von Sicherheit Freiheitsrecht der einzuschränken.
 Das ist dem Staat natürlich gegeben. Unsere Verfassung sieht vielerlei Öffnungen für solche Einschränkungen vor, nur muss es eben gesetzlich entsprechend begründet sein, verhältnismäßig und so weiter.
 Wenn es nicht so ist, landet es vor dem Verfassungsgericht. Es wäre nicht das erste Mal auch die Staatszulihanna werden, wenn wir das hoffen dürfen, auch dort landen.
 Ja, es ist verständlich.
 Das schreiben wir schon dran.
 Jetzt mal mit dem GFF-Hut gespft.
 Aber dann sagen wir, sagen wir, haben wir auch noch mal ganz konkret ein. Sie haben ja eine konkrete Forderung benannt, was sie am BND gesetzt verlangen würden.
 Administrative Kontrolle beim BFDI, beim Bundesdandschutz beauftragten. In der Tat ist die schlechte Kontrolle der Geheimdienste bei den Anordnung von Überwachungsmaßnahmen ein zentrales rechtstaatliches Problem.
 Und Sie haben gerade schon den Vergleich angestellt bei der Polizei. Ist das besser? Da kontrollieren das die Gerichte bei den Geheimdiensten nicht.
 Wäre das nicht eine konkrete Forderung zu sagen, auch die geheimdienstlichen Trojana-Einsätze müssen von Gerichten geprüft werden?
 Das wäre eine ganz klar auch sehr gut vertretbare Forderung. Aber ich habe gerade einen gerade angefangen zu erklären.
 Ich kann mir diese Forderung auch sehr gut zu eigen machen und die mit mir auch sehr gut vereinbaren. Aber ich muss auch immer wieder sagen, dass wir in der internen Debatte auch in der Lage sind, dass die einen sozusagen die Richtung vertreten.
 Wir müssen aber für Sicherheit sorgen und dazu brauchen wir unsere Geheimdienste, dazu brauchen wir unsere Ermittlungsbehörden und die müssen befähigt sein.
 Die müssen auch, weil Going Dark und so weiter, dann eben in die verschlüsselte Kommunikation, in Fall von schwerer Kriminalität auch mal reinschauen können.
 Und auf der anderen Seite steht es auch mit einer gerichtlichen Forderung.
 Diejenigen, die das kritisch betrachten und sagen, da muss aber die so ein Diennis erfüllt sein. Und da gibt es eine Abwägung von Interessen, eine Abwägung auch von Richtungen, die dann am Ende zu einem Ergebnis führt, das möglicherweise auch ein Kompromiss ist.
 Da bin ich Teil dessen, da kann ich nicht sagen, ich bin jetzt parteilversiedsende, wir machen nur noch was ich will.
 Deswegen habe ich auch gerne den GFF gut mal auf als Person und kann auch die Haltung entragen und muss dann aber auf der anderen Seite auch Kompromisse eingehen.
 Und das muss man auch auch auch ertragen, ich als Partei versitzende und diejenigen, die Hoffnung nicht setzen.
 Herr Walter-Börjens, Sie haben eben zwischen drin mal gesagt und das wird ja oft so gerade in den sozialen Medien auch so ein bisschen despektierlich mal gefragt.
 Nach dem Auto seid ihr eigentlich Opposition oder seid ihr Teil dieser Regierung, wie lang seid ihr eigentlich schon da drin?
 Ich glaube, dass man das ein bisschen unterteilen muss. In unglaublich vielen Bereichen der Sozialgesetzgebung, der Familiengesetzgebung, das Schutz des von Arbeitnehmerrechten,
 viele Bereiche, bei denen die Gewerkschaften sozusagen sehr kritisch auf uns gucken, hatten wir selten so viel Zuspruch von dieser Seite, wo gesagt worden ist, was ihr in dieser Koalition durchgebracht habt, das hätten wir nie gedacht, schon im Koalitionsvertrag, aber auch in der Umsetzung.
 Es gibt einen anderen Bereich, das ist der über den wir eben gesprochen haben, indem ich mich auch besonders engagiere, ist die Frage der Verteilungsgerechtigkeit. Also wer macht sich eigentlich einen schlanken Fuß?
 Darüber muss man ganz klar sagen, kann man mit dieser CDU/CSU kaum an einer Stelle reden.
 Das Ziel ist am Ende immer, wenn wir schon bereit sind, etwas für die Kleine und Mittler und zu tun, dann muss aber mindestens so viel auch für ganz oben abfallen.
 Alleine unser Steuerrecht gibt das schon so her, dass das fast automatisch passiert.
 Und bei diesen Sozialbereichen und gewerkschaftlichen Forderungen ist es sogar oft so, dass die CDU da noch vorne dran setzt und sagt, guck mal, was wir tolles gemacht haben, gerade jetzt zum Beispiel Frauen in Führungspositionen.
 Er bitterter Widerstand der CDU, aber seitdem es durch ist, sehe ich auf allen Titelsalten von Zeitungen, die Damen der christdemokratischen Seite, die sich jetzt freuen zurecht, ist alles wunderbar, aber dies definitiv mit ihrer Partei nie erreicht hätten.
 Und dann gibt es einen Bereich, über den haben wir gerade gesprochen, der die Sicherheitsaspekte betrifft.
 Da gebe ich zu, da haben wir auch eine innerparteiliche Debatte.
 Das ist eben ein Punkt, wo auch sozusagen diese Frage, wie ist es eigentlich mit dem Sicherheitsempfinden der Menschen und was wollen die haben und umgekehrt?
 Was sind absolute Verfassungsbürgerrechte, der Privatzfeere, die wir einhalten müssen, wo es oft auch eine ziemliche Debatte
 und auch eine notwendige Überzeugungsarbeit innerhalb der eigenen Reihen gibt?
 Sollt man nicht übersehen, aber das alles zusammen macht am Ende Koalition und damit natürlich auch kürzlich.
 Das ist nicht nur in der Haltbeckung, aber in der Haltbeckung ist der Gesellschaft.
 Unsere Verfassung sieht es aus frisch folgsparteil.
 Ich verstehe dieses Argument, Frau Herzsicherheit, das ist ja ein totaler Klassiker.
 Nur ich verstehe nicht, wie man das Bedürfnis nach Sicherheit ernsthaft an der rechtstaatlichen Kontrolle entgegenhalten kann.
 Denn wenn es tatsächlich eine Bedürfnisse ist, ja eben, aber dann müsste man doch zum Beispiel sagen,
 müssten Geheimdienste sauber kontrolliert werden, dann müsste der Trojaner einen Satz von Geheimdienste zum Beispiel richtig angeordnet werden und nicht von irgendeinem Beamten ausminen.
 Das ist ja nicht so. Das freut ja nicht strittig bei uns.
 Ja, aber dann, aber dann könnte man das doch streitisch stellen in der Koalition, denn bislang läuft es ja so wie die Union das wird.
 Ja, es gibt bestimmte Bereiche bei denen wir jedenfalls noch nicht an dem Punkt sind, den wir für unabdingbar halten,
 weil es erhebliche Widerstände gibt.
 Hatten wir allerdings in einer ganzen Reihe von Feldern, die mittlerweile, ich sag jetzt mal, zu unserer zufriedenheit gelöst worden sind, im Vorfeld auch.
 Ein anderer Punkt, wo Sie vielleicht ein bisschen mehr einfass haben, ist letzter Punkt, vielleicht zeitlich auch ein bisschen begrenzt jetzt hier.
 Klimaschutzumweltschutz, das ist ein Schulzesitz im Umweltminister, mit der haben wir auch schon gesprochen.
 Wir hatten damals auch, Frau Esken, als wir mit Ihnen einen Mainz auf der Bühne standen, gefragt, ja, wie soll denn das gehen mit Klimaschutz?
 Und wenn jetzt das CO2 ein Preis bekommen, gut da, ja, man dann alles ist zu wenig, aber es wird ansteigen und perspektivisch ist absehbar Dinge, die irgendwie auch Facilen kamen, beruhen werden, teurer werden.
 Gas, sowieso, aber eben auch Lebensmittel, Produkte, Transport und so.
 Und dann ist das Argument und die Frage, ja, das belastet ja Menschen mit geringerem Einkommen überproportional,
 weil alle mehr oder weniger da selber ausgeben müssen, für Essen, Fahrentransport, Wohnen, Heizen, aber wer halt 15.000 Euro im Monat verdient, für den ist das eine geringere Belastung als für jemanden der 2000 Euro im Monat verdient.
 So, an der ist die Frage, wie kann man diese ja durchaus sinnvolle Belastung von CO2, sozialverträglich organisieren?
 Haben Sie gesagt? Ja, wir brauchen so eine Art Klimabonus.
 Also jeder, jede Familie, wahrscheinlich ProKopf, kriegt am Monat, einen Teil der Einnahmen, die über diesen höheren CO2-Preis eingenommen wird, per Schack ausgezahlt.
 Jetzt ist ein Jahr rum, ich habe davon nichts mehr gehört.
 Ja, tatsächlich haben wir auch den bisher sehr geringen CO2-Steuer im Klimaschutzpaket sowohl eingesetzt,
 dass wir investieren in die Infrastruktur, die notwendig ist, damit auch die Entscheidungen getroffen werden können.
 Derzeit kann ich jeder den ÖPNV nutzen, weil er einfach nicht vor der Tür auch an Angebot macht.
 Um ein Beispiel zu nennen, vieles andere mehr.
 Im Ladeinfrastruktur und all diese Dinge, wenn ich heute Frau Glück noch höre, die sagt, Klimaschutz müssen ja auch wirtschaftlich darstellen,
 für die Landwirtemeinze in dem Fall. Da muss ich ehrlich sagen, nein, der Klimaschutz ist natürlich nicht wirtschaftlich.
 Das ist ja erst dann, wenn wir Technologien entwickeln, die dann möglicherweise da auch wieder Wertschöpfung groß erzählen können,
 aber zunächst mal müssen Landwirten natürlich, wenn sie mehr Ausgaben haben, da auch entsprechend kompensiert werden.
 Und dazu sind eben auch, ist eben auch das Aufkommen dieser CO2-Steuer notwendig.
 Die steigt ja aber, und durch das Steigen steigen, die Preise dann auch entsprechend und dann müssen wir dafür sorgen.
 Wir haben ja die EEG-Umlage jetzt im Strompreis gesenkt und andere Dinge getan im Rahmen, auch das Konjunkturpakets, müssen wir dafür sorgen,
 dass ein Ausgleich entsprechend stattfindet, bei denen die weniger zur Verfügung haben.
 Der gibt es jetzt in der Kritte. Das ist jetzt ein Stück. Das ist ja schon dann quasi die Trittverteilung, wenn wir vorher von der Primärverteilung und der Sekundeverteilung gesprochen haben,
 zunächst müssen wir unbedingt dafür sorgen, dass die Einkommensunterschäte nicht so riesig sind, damit eben auch nicht so riesige Unterschiede sind zwischen der Küchenhilfe in der Klinik und dem Chefar.
 Wir reden jetzt über die Verteilung dieser Einnahmen und wir das Sozialverträglich gestalten können.
 Ein bisschen lang haben wir zum Beispiel die Förderung dessen, dass die ihre Arbeitswege bezahlen müssen.
 Also die Küchenhilfe genauso wie der Chefarzt in der Klinik. Wir haben bisher über eine Fahrkostenpauschale, Fahrtkostenpauschale, die steuer mindert.
 Aber bei dem, der viel verdient, wird sie mehr gemindert als bei dem, der wird nicht verdient.
 Genau, das war wieder genau. Das ist gerecht und daran müssen wir dran.
 Und das ist auch Teil des Steuerkonzepts der SPD, so bei dem es ist.
 Das war Jan Punkt, über den wir lange gestritten haben und wir haben gesagt, auch das war zunächst mal nur das, was man in dieser Konzentration, die wir jetzt haben umsetzen konnte,
 dass wir gesagt haben, der Einstieg, der CO2-Bepreisung, auch der muss schon abgefedert werden.
 Das passiert aber sowohl über die Pendlerpauschale, die ein Stück gerecht gemacht worden ist mit einer Mindesterstattung.
 Aber das ist jetzt zu kompliziert. Der zweite Punkt ist Wohngeld, der dritte Punkt ist Strompreis zu senken.
 Also schon auch davon, das, was über die CO2-Bepreisung eingenommen wird, zu Gunsten und zwar deutlich stärker zu Gunsten, kleinere Einkommen zurückzugegeben.
 Aber die Stichwäge sind unserväge gewesen. Unser Weg wäre gewesen zu sagen, nimmt die Einnahmen und verteilt die, der Stadt will sie gar nicht haben,
 sondern wir entlasten euch damit wieder und dann haben andere überhaupt, da ist ja rechte Tasche, linke Tasche, ist Quatsch,
 weil wenn ich etwas bekomme, kann ich mein Verhalten ändern und ich bekomme es immer noch und habe dadurch einen Gewinn.
 Wir haben das sogar in einem Antrag und im Beschluss des Parteitags im letzten Jahr noch aufgestockt, wir haben sogar gesagt, das wollen wir sogar mal überlegen, ob das nicht mit eine Mehrwertsteuerpunkt zum Beispiel auch zu machen ist, um damit so ein Stück umzufurteilen.
 Was ich damit sagen will, es gibt zwei Möglichkeiten, dass man die Einnahmen aus CO2-Steuer direkt nur bezogen isoliert auf dieses eine Thema wieder zurückbezahlt oder ob man insgesamt das Steuersystem so umstellt, inklusive Strompreisen und anderem, das es am Ende zum gleichen Ergebnis führt.
 Ehrlich gesagt, das will mir egal, es muss nur belegbar, transparent, nachweisbar sein, dass nicht am Ende wieder rauskommt, die kleinen Zahlen die Zäche und die großen Fahnen in der S/A.
 Die sind jetzt konkret eine Forderung der SPD zu sagen, man hebt die Abgabe auf CO2-Emissionen drastisch an, also Umweltverbände fordern 180 Euro pro Tonne CO2-Emissionen und schüttet dann die gesamten Mehrertrag aus.
 Das wäre ja so primall darum 150 Euro mehr pro Tonne CO2-Emissionen und schüttet das als Klimabonus-Kopfmässig wieder raus. Ist das ihre Forder?
 Wir hatten auf jeden Fall den Rücksalungsmechanismus, der ist beschlusslage, aber die Frage der Höhe, das war eine Debatte, weil da gibt es eben auch unterschiedliche Auffassung,
 ob es sich nur am CO2-Preis festmacht, das Klima zu schützen oder ob man eine Kombination braucht. Deswegen hatten wir auch schon im Vorfeld ein geringeren Preis als 180 Euro,
 weil das natürlich eine extreme Verschiebung wäre, mit extremer Zurückzahlung. Tatsache ist nur...
 Man kann das ja progressiv anziehen. Ja, dass wir auf jeden Fall, wir müssen im Wirkungsgrad größer werden, aber ich finde, dass wir in diese Koalition hinein mit dem Klimaschutzgesetz
 und mit den Komponenten, die da drin sind, auch eine Menge gemacht haben, auch im internationalen Vergleich.
 Ein letzter Punkt nach zum Klimaschutz. Wir sind gerade mitten im Prozess dieses erneuerbare Energiengesetz mal wieder zu novelieren.
 Also die gesetzliche Grundlage, die in Deutschland, die Energiewende regelt, wer kriegt wie viel für eine erweibbaren Strom, wie viel Strom wird überhaupt produziert und so weiter.
 Und da gab es viele Aspekte, aber es gab einen Aspekte auch in dieser Anhörung im Bundestag zum erneuerbare Energiengesetz durch die Bank kritisiert wurde.
 Und zwar nicht nur von Solarverbänden und Umweltschützern und Umweltökonomen, sondern auch vom BDEW, also dem großen Lobbyverband, der Energieversorge in Deutschland.
 Und das ist die vorgesehene Regelung, das Anlagen sehr kleiner ab 1 KW, die auf dem Dachel sind. Und jetzt in wenigen Wochen, in zwei drei Wochen?
 Die alten Lagen.
 Aus der Förderung rausfallen, also die sind 20 Jahre gefordert worden, haben 20 Jahre ihren festen Preispro, produziert der Kilo-Wattstunde bekommen, sind noch da, könnten weiterlaufen.
 Sollen aber durch diese neue Regelung jetzt gezwungen werden, smart Meter einzubauen und bestimmte Gebühren zu zahlen, was dazu führen würde, dass viele Anlagen einfach unprovitabel werden und viele einfach nur sagen können.
 Die funktioniert hieranlage, die könnte noch ein paar Jahre Strom machen, aber wir müssen die abbauen.
 Wie groß ist die Chance, dass das noch rauskommt aus diesem Gesetz?
 Es ist schon eine Weiterentwicklung, im Vergleich zu dem, was vor einem halben Jahr nach vorgesehen war, weil da werden die einfach abgeschaltet worden, die Anlagen, die wären rausgenommen worden, aus der Einspeise-Möglichkeit.
 Und das wäre schlimm gewesen, weil wir brauchen die ja auch, denn nicht nur jetzt, weil die noch ein bisschen wirtschaftlich sein können, sondern vor allem wir brauchen die auch im Versorgungssinner.
 Da bin ich schon froh, dass wir wesentliche Schritte weitergekommen sind, mit Matthias Mirsch, unserem stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden in dem Thema, der sehr, sehr engagiert und sehr fragkundig daheim verhandelt.
 Und im Übrigen auch hart verhandelt bin ich der festen überzeugen, dass wir noch weitere Verbesserungen bekommen werden.
 Da können wir uns wirklich auch drauf verlassen, da sind gute Leute bei uns in der Fraktion.
 Aber die Zeit drängt ja, das muss ja, und die ersten erst muss es sein.
 Wenn ja Schulze als Umweltministerin steht, dann natürlich genauso dahinter. Ja, es ist eng, das stimmt, aber wir sind drin.
 Ja, für die letzten Minuten haben wir uns überlegt, wir wollten noch mal ganz kurz Bilanz ziehen.
 Was hat die GroKo bewirkt? Man muss sagen, die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist Part Nesteil dieser großen Koalition.
 Und wir haben auch noch in so einem heutigen Gespräch gesehen. Sozialdemokratische Politik bildet sich jedenfalls nicht eins zu eins ab, in dem, was da durch den Bundestag geht.
 Das ist völlig, das ist keine Überraschung, aber es ist doch eine Bilanz, die nicht zufrieden war.
 Die, glaube ich, nicht zufrieden stellen kann, die auch Sozialdemokratinnen eigentlich nicht zufrieden stellen kann.
 EEG haben wir gerade schon gehört. Es gibt immer noch keine Kopfprämie zur CO2-Reduktion.
 Die Innenpolitik ist, sage ich jetzt mal etwas Böse zusammengefasst, CDU-Pur mit kleinen roten Strich drauf.
 Jetzt mal ganz provokant gefragt, warum sollen die Menschen nach SPD wählen, wenn sie mehrgebnis fast CDU bekommen? Warum?
 Weil sie erst mal, das habe ich ja eben schon mal gesagt, jetzt all das nicht aufgezählt haben, bei dem die SPD in dieser Koalition wegweiten sind es für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, für Familien auf den Weg gebracht hat, Verbraucherschutz.
 Also das sind alles Dinge, die sollten wir jetzt nicht zur Seite schieben und SPD wählen deshalb, weil nur mit einer stärkeren SPD und ich finde auch in einer anderen Regierungskonzellation der Rest des Programms, der mit diesem Koalitionspartner nicht zu machen ist, schlicht und ergreifend besser durchgesetzt werden könnte.
 Freisken.
 Also ich muss ganz auch ganz deutlich sagen, dass wir in der Aufzählung ein paar Dinge gefehlt haben.
 Wir machen auch hier keine Problemen, die an logisch sind. Ach war so. Ich finde, wir haben in den vergangenen drei Jahren Nämingepunkt, die auch machen können.
 In den letzten Wochen und Monaten konnten wir zum Beispiel den irgendwann vor Jahren von mir auch mit Angeschubsten digitalpakt noch mal öffnen und aufstocken, öffnen hin zu den Ausgangsbilzen.
 Und das Geld für Schulen, ganz Platz zusammengekommen?
 Digitalpakt ist eine Menge im Bundesgeld für Schulen, nämlich für die Digitalisierung von Schulen. Jetzt auch Endgeräte für Bedurfte, Geschülerin und Schüler, für Lehrkräfte und vor allem auch zwei Projekte, die ich selber in diesen Koalitionsvertrag sehr gerne reinverhandelt habe, nämlich eine Bildungsplattform, die auch offensieren soll für nicht institutionelle Bildung und diese Kompetenzzentren in den Ländern für digitale Bildung, die wir jetzt unter dem Eindruck von Corona,
 wie wir überhaupt vieles unter dem Eindruck von Corona jetzt auch voranbringen können, noch mal besonders stärken, die sogenannten Schulgipfel zu denen, ich mit Frau Merkel gemeinsam einladen durfte, wo wir die Kultusministerinnen mal in einen Kreis gesetzt haben, um zu sagen, wo Harkze eigentlich dran war.
 Warum hat der Fernunterricht, der jetzt notwendig gewesen wäre oder war, ja, und Corona auch für den Geld? Warum haben wir das nicht hinbekommen? Warum haben wir jetzt auch über den Sommer nicht die notwendigen Vorbereitungen getroffen, damit es jetzt besser laufen kann?
 Und was?
 Der Finanziell hat der Bund beigetragen, was er beitragen konnte. Es sind Milliardenbeiträge, die dort zum Ansatz kommen.
 Und in der Fläche ist es einfach so, dass viele Schulen noch nicht so weit sind. Viele andere auch, also es gibt viele Schulen, die machen einen tollen Job.
 Aber sie rufen sie auch nicht ab? Das ist ja nur ein Drittel, das ist eine digitale Pakt, das abgerufen wurde?
 Ja, das wird wesentlich besser. Wir haben das in Bezug auf die Bürokratie nochmal abgesenkt, damit es besser laufen kann. Die Länder sagen, sie schießen vor, da ist mehr unterwegs, als man denkt.
 Das kann man alles so sehen, aber ich sehe jetzt an den Schulen auch bei mir vor Ort, dass da wahnsinnig viel am laufen ist. Gerade durch diese Lehrer, Lehrkräfte, Ingeräte und durch die Schüler in Geräte, da kommt jetzt wirklich viel ins Laufen.
 Und wir hoffen einfach, dass wir aus der Situation jetzt raus auch einen großen Schub in Bezug auf die Digitalisierung bekommen. Den kriegen wir natürlich auch beim Homeoffice übrigens.
 Viel mehr im Homeoffice gemacht. Wir bekommen Ihnen in der politischen Beteiligung. Wir arbeiten sehr, sehr viele jetzt mit Konferenzsystemen und so weiter.
 Mit in der Beteiligung unserer Basis. Wir bekommen den natürlich auch in der Digitalisierung der Wirtschaft. Wir haben Ansätze im Konjunkturpaket drin, dass das Regionaleplattformen gebildet werden für die Regionale Dienstleistung, den Regionalenhandel, damit eben nicht an es bei Amazon.
 Landet, was jetzt mehr digital eingekauft wird. Ich glaube, da sind wir auf dem guten Weg. Man muss immer wieder Druck machen. Aber das ist auch was, wo man wirklich voranblecken kann und auch sagen kann darin engagiert sich die SPD ganz besonders zum einen für Bildung und zum anderen auch für Digitalisierung.
 Wir müssen hier eine Strecktrot dabei haben. Die Zeit ist um. Wir danken Saske Esken und Norbert Walter Boyans, Vorsitzende der SPD, Deutschlands für die Zeit und für das Gespräch und wir danken euch fürs Ören.
 Vielen Dank und bis bald. Ciao. Tschüss.
